
Mandatsvertrag 

zwischen 

[Firma bzw. Vorname, Name und Adresse des Klienten], nachstehend Klien-

tin/Klient genannt 

und 

[Vorname und Name der Anwältin/des Anwalts, Kanzleiname und Adresse], nach-

stehend Anwältin/Anwalt genannt 

betreffend.................................................................................................................. 

1. Grundlage 

1.1 Rechtsgrundlagen 

Das Vertragsverhältnis untersteht den Regeln über den Auftrag im Sinne von 

Art. 394ff. des Schweizerischen Obligationenrechts (OR). 

Die Anwältin/der Anwalt hat sich zudem an anwaltsrechtliche Vorschriften zu hal-

ten. Sie/er untersteht der Aufsicht durch die kantonale Aufsichtsbehörde [ge-

naue Bezeichnung und Adresse der Aufsichtsbehörde]. 

1.2 Vertragsdokument 

Die Klientin/der Klient und die Anwältin/der Anwalt erhalten je ein Exemplar des 

vorliegenden Vertrages. 

Die Hervorhebungen im Vertragstext dienen nur der leichteren Lesbarkeit. 

2. Auftragsumfang 

[Kurze Beschreibung des Mandatsinhalts, der Mandatsziele sowie allfälliger Ein-

schränkungen des Mandatsumfangs (z.B. Korrespondenzanwalt)]  
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Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, gelten die Bestimmungen des vor-

liegenden Vertrages auch für allfällige Mandatserweiterungen oder zusätzliche 

Mandate. 

Die Anwältin/der Anwalt verpflichtet sich zu einer sorgfältigen Vertragserfüllung im 

Interesse der Klientin/des Klienten. Ein bestimmter Erfolg (z.B. Obsiegen in einem 

Prozess) ist aber in keinem Fall geschuldet. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, umfasst der Auftrag auch das In-

kasso allfälliger Streitsummen und Parteientschädigungen. 

3. Vertretung gegenüber Behörden, Gegenparteien etc. 

Wenn die Anwältin/der Anwalt für die Klientin/den Klienten gegen aussen auftritt, 

benötigt sie/er eine entsprechende Vollmacht. Sie/er verwendet dazu [den offiziel-

len Formulartext des kantonalen Anwaltsverbands/den beliegenden Vollmachts-

text]. 

Die Anwältin/der Anwalt verpflichtet sich, von dieser Vollmacht nur soweit erfor-

derlich Gebrauch zu machen, auch wenn ihr/ihm gemäss dem Vollmachtstext ge-

gen aussen weitergehende Rechte eingeräumt worden sind. Ausser in Notfällen 

(insbesondere wenn die Klientin/der Klient selbst nicht fristgerecht handeln kann), 

wird die Anwältin/der Anwalt ohne vorherige Absprache keine Erklärungen abge-

ben, welche die Klientin/den Klienten binden. 

4. Beendigung des Mandats 

Die Mandatsführung beruht auf gegenseitigem Vertrauen. Das Vertragsverhältnis 

– und damit auch die Vollmacht – kann von der Klientin/dem Klienten jederzeit mit 

Wirkung für die Zukunft beendet werden. 

Ein entsprechendes Beendigungsrecht steht auch der Anwältin/dem Anwalt zu 

(siehe zur Vergütung der Arbeiten in diesem Fall auch Ziff. 9.1). Sie/er wird das 

Mandat nicht zur Unzeit niederlegen (Art. 404 OR). Bezahlt die Klientin/der Klient 

allfällige vom Anwalt verlangte Akontozahlungen nicht rechtzeitig (siehe Ziff. 9.2 in 

Verbindung mit Ziff. 9.3), so gilt eine Mandatsbeendigung nicht als unzeitig. 
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5. Gegenseitige Information 

5.1 Seitens der Anwältin/des Anwalts 

Die Klientin/der Klient hat Anspruch auf jederzeitige und umfassende Information 

über den Stand des Mandats. Den Inhalt von Rechtsschriften oder sonstiger 

wichtiger Korrespondenz spricht die Anwältin/der Anwalt vorgängig mit der Klien-

tin/dem Klienten ab. Sie/er orientiert die Klientin/den Klienten von sich aus über 

den wesentlichen Inhalt von Verhandlungen und dokumentiert sie/ihn über die 

Korrespondenz durch Zustellung einer Kopie per E-Mail (siehe dazu Ziff. 6), per 

Telefax oder per Post. 

Die Anwältin/der Anwalt informiert die Klientin/den Klienten über die für das Man-

dat wesentlichen rechtlichen Aspekte. Nach Abschluss des Mandates besteht 

jedoch keine Verpflichtung mehr, die Klientin/den Klienten über allfällige weitere 

rechtliche Entwicklungen zu informieren. 

Im Sinn eines offenen Informationsaustausches soll die Klientin/der Klient selbst 

aktiv nachfragen, wenn etwas unklar ist oder sie/er mit der Mandatsführung nicht 

zufrieden sein sollte. 

Soweit die Klientin/der Klient nicht im Einzelfall abweichende Weisungen erteilt hat 

oder sich aus den Umständen klar etwas anderes klar ergibt, darf die Anwältin/der 

Anwalt mit Mitarbeitenden oder externen Beratern der Klientin/des Klienten 

sowie mit beigezogenen Dritten (Ziff. 8) mandatsbezogene Informationen aus-

tauschen. 

5.2 Seitens der Klientin/des Klienten 

Voraussetzung für die Tätigkeit der Anwältin/des Anwalts ist eine vollständige 

und richtige Information durch die Klientin/den Klienten über alle relevanten 

Umstände – auch solche, welche sich erst im Lauf des Mandats ergeben. Die An-

wältin/der Anwalt ist zudem darauf angewiesen, dass die Klientin/der Klient ihr/ihm 

alle erforderlichen Dokumente rechtzeitig zur Verfügung stellt. Die Anwältin/der 



 Seite 4 / 11 

Anwalt darf grundsätzlich davon ausgehen, dass die von der Klientin/dem Klienten 

erhaltenen Informationen korrekt sind. 

Falls die Klientin/der Klient in anderen Mandaten den Bürokollegin-

nen/Bürokollegen der Anwältin/des Anwalts Informationen gegeben hat, welche 

für das vorliegende Mandat relevant sein könnten, hat sie/er die Anwältin/den An-

walt darauf hinzuweisen. 

6. Elektronische Kommunikation 

6.1 Risiken 

Die Übermittlung von Informationen auf elektronischem Weg (z.B. per E-Mail, Te-

lefax oder via Internetapplikationen) ist generell mit Risiken verbunden – insbe-

sondere der Gefahr einer Kenntnisnahme und Manipulation durch unbefugte 

Dritte oder einer Fehlzustellung. Solche Risiken können durch eine verschlüsselte 

Übermittlung reduziert werden, z.B. durch Verschlüsselung von E-Mail-Anhängen 

oder die Verwendung einer Zustellplattform. 

6.2 Kommunikation im vorliegenden Mandatsverhältnis 

Sofern Informationen im Rahmen des vorliegenden Mandatsverhältnisses nur in 

verschlüsselter Form elektronisch übermittelt werden dürfen, soll folgendes Ver-

schlüsselungsverfahren zur Anwendung gelangen: 

……………………………………………………………………………………………… 

[Das Initialpasswort lautet wie folgt: …] 

Die Klientin/der Klient ist für einen sicheren Umgang mit Passwörtern und Zu-

gangsdaten selbst verantwortlich. 

Sofern in der vorliegenden Ziffer keine Vorgaben zur Kommunikation ge-

macht werden, ermächtigt die Klientin/der Klient die Anwältin/den Anwalt 

trotz Kenntnis der entsprechenden Risiken zur unverschlüsselten elektroni-

schen Kommunikation. 
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Diese Weisungen können seitens der Klientin/des Klienten jederzeit geändert 

werden. Zur Vermeidung von Unklarheiten sind sie der Anwältin/dem Anwalt 

schriftlich mitzuteilen. 

6.3 Verrechnung von Zusatzaufwand 

Allfällige in Zusammenhang mit einer verschlüsselten Informationsübermittlung an-

fallende individuelle Drittkosten (insbesondere Gebühren von Zustellplattformen) 

können der Klientin/dem Klienten zusätzlich zu einer Auslagenpauschale gemäss 

Ziff. 9.4 in Rechnung gestellt werden. 

In Zusammenhang mit der Verschlüsselung anfallender zeitlicher Zusatzauf-

wand der Anwältin/des Anwalts wird entsprechend dem vereinbarten Stundenan-

satz (Ziff. 9.1) in Rechnung gestellt. 

7. Aktenführung 

Die Anwältin/der Anwalt entscheidet selbst über eine zur Mandatserfüllung 

zweckmässige Dossierführung. Sie/er ist berechtigt, neben oder anstelle von Pa-

pierakten ein elektronisches Dossier zu führen. Dieses kann insbesondere 

Adress- und Leistungsabrechnungsdaten, E-Mail-Verkehr sowie Kopien aller er-

haltenen und ausgehenden Dokumente umfassen. Es ist für alle Mitarbeitenden 

der Anwaltskanzlei zugänglich. 

Originalakten (z.B. Urteile, Verträge, eingehende Korrespondenz) werden der 

Klientin/dem Klienten in der Regel direkt weitergeleitet. Die Anwältin/der Anwalt 

stellt der Klientin/dem Klienten zudem Kopien der Korrespondenz in elektronischer 

Form – auf Wunsch auch in Papierform – zur Verfügung (siehe dazu auch 

Ziff. 6.1). Die Klientin/der Klient ist für die Aufbewahrung der ihr/ihm zugestellten 

Dokumente alleine verantwortlich. Über die vollständige Übergabe dieser Doku-

mente hinaus hat die Klientin/der Klient keinen Anspruch auf Führung oder Archi-

vierung von Dossiers.  

Um den eigenen Buchführungs- und Aufbewahrungspflichten nachzukommen 

(insbesondere gegenüber der Steuerverwaltung), bewahrt die Anwältin/der Anwalt 
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bestimmte Dokumente (z.B. Honorarrechnungen) in der Regel 10 Jahre über den 

Abschluss eines Mandats hinaus auf. Im Hinblick auf mögliche Anschlussfragen ist 

die Anwältin/der Anwalt auch berechtigt, Dossiers ganz oder teilweise länger auf-

zubewahren. Sollte die Anwältin/der Anwalt die berufliche Tätigkeit einstellen, 

kann sie/er alle vorhandenen Dossiers (Papier und elektronische Form) zur Erfül-

lung allfälliger weiterdauernder gesetzlicher Aufbewahrungspflichten den in der 

Kanzlei verbleibenden Bürokollegen oder dem kantonalen Anwaltsverband zur Ar-

chivierung übergeben. 

Die Anwältin/der Anwalt kann die Wartung oder den Betrieb ihrer Informatiksys-

teme an Dritte auslagern. Die Klientin/der Klient stimmt einem solchen Vor-

gehen grundsätzlich zu. Die Anwältin/der Anwalt hat aber sicherzustellen, dass 

alle Anforderungen des schweizerischen Anwalts- und des Datenschutzrechts er-

füllt werden. Soweit beigezogene Dritte im Rahmen ihrer Arbeiten Einblick in 

Klientendaten erhalten könnten, sind sie vorgängig zu einer Geheimhaltung zu 

verpflichten. 

8. Beizug weiterer Mitarbeitender der Kanzlei 

Die Anwältin/der Anwalt führt eine Bürogemeinschaft mit den anderen Anwälten 

der Kanzlei. Die einzelnen Anwälte treten gegen aussen gemeinsam auf, sind je-

doch gegenüber ihren Klientinnen/Klienten alleine für die Mandatsführung verant-

wortlich. Die anderen Anwälte haften gegenüber der Klientin/dem Klienten nur, 

soweit sie sich durch ihr eigenes Handeln im konkreten Fall verantwortlich ge-

macht haben. 

Die Anwältin/der Anwalt kann im Rahmen des Mandates weitere Mitarbeitende 

der Anwaltskanzlei beiziehen (insbesondere andere Anwälte, juristische Mitar-

beitende oder Sekretariatsmitarbeitende). Sie/er ist für deren Handeln jedoch wie 

für eigenes Handeln verantwortlich. Soweit im Einzelfall nicht ausdrücklich anders 

vereinbart, erfolgt die Rechnungstellung stets im Namen der Anwältin/des An-

walts. 
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Die Anwältin/der Anwalt ist nach vorgängiger Absprache mit der Klientin/dem 

Klienten berechtigt, auch externe Spezialisten beizuziehen (insbesondere in- und 

ausländische Korrespondenzanwälte oder sonstige Sachverständige). Soweit 

nicht ausdrücklich anders vereinbart, werden entsprechende Aufträge im Namen 

und auf Rechnung der Klientin/des Klienten erteilt. 

Während Abwesenheiten kann sich die Anwältin/der Anwalt durch eigene Mitarbei-

tende sowie durch seine Büropartner und deren Mitarbeitende vertreten lassen. 

Diese werden hiermit ermächtigt, in Vertretung der Anwältin/des Anwalts 

auch allfällige Dokumente zu unterzeichnen (z.B. fristgebundene Eingaben an 

Behörden). Ihre Vertretungsbefugnis geht jedoch nicht weiter als diejenige der 

Anwältin/des Anwalts. 

9. Honorar und Auslagenersatz 

9.1 Honorarvereinbarung 

Die Anwältin/der Anwalt stellt der Klientin/dem Klienten den effektiven Zeitaufwand 

in Rechnung. Es werden folgende Stundenansätze (zuzüglich MWSt) vereinbart: 

… 

Dauert ein Mandat über mehrere Jahre, behält sich die Anwältin/der Anwalt eine 

Anpassung der Stundenansätze vor. Die neuen Stundensätze werden einver-

nehmlich festgelegt. 

Sekretariatsarbeiten werden grundsätzlich nicht in Rechnung gestellt. Sofern im 

Einzelfall besonders aufwändige Kanzleiarbeiten zu leisten sind, kann dafür je-

doch eine separate Vergütung vereinbart werden. 

Im Falle eines Widerrufes des Mandatsverhältnisses hat die Anwältin/der An-

walt Anspruch auf Vergütung der bis zum Eintreffen des Widerrufes erbrachten 

Leistungen. Zudem sind alle zum ordnungsgemässen Abschluss des Mandats er-

forderliche Leistungen entsprechend den Ansätzen gemäss Ziff. 9.1 zu vergüten 

(z.B. Information von Gerichten und Verfahrensbeteiligten über die Beendigung 

des Mandats, Zusammenstellung eines Dossiers für einen neuen Anwalt). 
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9.2 Akontozahlungen 

Die Anwältin/der Anwalt kann jederzeit Akontozahlungen verlangen (Vorschüsse 

für noch zu erbringende Leistungen oder Zahlungen für bereits erbrachte Teilleis-

tungen). Diese werden nicht verzinst. 

Die Anwältin/der Anwalt kann über den Aufwand und die geleisteten Zahlungen 

(Akontozahlungen sowie allfällige Drittzahlungen gemäss Ziff. 9.7) periodisch oder 

erst nach Abschluss des Mandats detailliert abrechnen. Die Klientin/der Klient 

kann aber jederzeit eine Zwischenabrechnung verlangen. 

9.3 Abrechnung 

Der Zeitaufwand wird in Einheiten von 0.1 Stunden detailliert erfasst. Die Klien-

tin/der Klient kann jederzeit einen Auszug über den bereits aufgelaufenen Auf-

wand verlangen. 

Die Anwältin/der Anwalt ist berechtigt, über bereits erbrachte Leistungen jeweils 

monatlich abzurechnen und der Klientin/dem Klienten entsprechende Zwischen-

rechnungen zuzustellen. 

Rechnungen (Zwischen- und Schlussabrechnungen) sind – soweit im Einzelfall 

nicht ausdrücklich anders vereinbart – innerhalb von 30 Tagen nach Rech-

nungsdatum fällig und zu bezahlen, Akontorechnungen innerhalb von 

10 Tagen. Damit die Zahlungen richtig zugeordnet werden können, ist bei der Ein-

zahlung die ESR-Referenznummer zu verwenden. 

Zusätzlich zu Honorar und Auslagenersatz ist die entsprechende Mehrwertsteuer 

nach den Vorgaben des Mehrwertsteuerrechts zu vergüten. 

9.4 Auslagenersatz 

Zum Stundenhonorar kommt ein Ersatz der Auslagen in Zusammenhang mit der 

Mandatsführung hinzu. Der Auslagenersatz wird grundsätzlich pauschal abge-

rechnet und auf …% der Honorarsumme festgelegt. Dieser umfasst Telekom-

munikationskosten, Fotokopien und Porti. 
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Falls zwingendes Recht (insbesondere Bestimmungen über die unentgeltliche 

Prozessführung) einer pauschalen Abrechnung entgegensteht, sind alle Auslagen 

nach effektivem Aufwand zu vergüten. Soweit das zwingende Recht nicht ge-

genüber der Klientin/dem Klienten andere Ansätze vorsieht, werden diese folgen-

dermassen abgerechnet:  

… 

Reisezeit gilt – sofern sie nicht anders genutzt wird – als Arbeitszeit. Reisespe-

sen werden nach folgenden Ansätzen vergütet:  

… 

Gebühren und Kosten welche Dritte, Behörden oder Gerichte der Klientin/dem 

Klienten belasten, muss die Anwältin/der Anwalt nicht vorschiessen – selbst dann 

nicht, wenn die Rechnung auf ihren/seinen Namen gestellt wird. Falls sie/er solche 

Auslagen dennoch bezahlt, besteht jedoch Anspruch auf vollen Ersatz. 

9.5 Verhältnis zu einer allfälligen Parteikostenentschädigung 

Der Ersatz der Anwaltskosten bei Obsiegen in gerichtlichen Verfahren ist gesetz-

lich geregelt. Im Verhältnis zur Klientin/zum Klienten ist grundsätzlich die vertragli-

che Honorarvereinbarung massgebend (Ziff. 9.1). Sollte der zugesprochene Par-

teikostenersatz unter demjenigen gemäss dem vorliegenden Mandatsvertrag 

liegen (z.B. bei erheblichem Zeitaufwand trotz geringem Streitwert), hat die Anwäl-

tin/der Anwalt Anspruch auf Vergütung des Differenzbetrages. Zwingende Be-

stimmungen (insbesondere über die unentgeltliche Prozessführung) bleiben je-

doch vorbehalten. 

Sollte der zugesprochene Parteikostenersatz höher sein als die vertraglich ver-

einbarte Vergütung, steht der Anwältin/dem Anwalt der gerichtlich festgesetzte Be-

trag in vollem Umfang zu. 
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9.6 Rechtsschutzversicherung 

Die Klientin/der Klient orientiert die Anwältin/den Anwalt über Bestand und Inhalt 

einer allfälligen Rechtsschutzversicherung. Die Klientin/der Klient ermächtigt 

die Anwältin/den Anwalt hiermit ausdrücklich, der Versicherung mündlich 

oder schriftlich Auskunft über das Mandat zu geben. Die Anwältin/der Anwalt 

orientiert die Klientin/den Klienten über entsprechende Korrespondenz mit der 

Versicherung sowie über von dieser geleistete Zahlungen. 

Soweit eine entsprechende Kostengutsprache besteht, ist die Anwältin/der Anwalt 

berechtigt, Honorar- und Auslagenersatzansprüche direkt mit der Versicherung 

abzurechnen. Für den Fall, dass die Kostengutsprache der Versicherung unter 

oder über dem Honorar gemäss dem vorliegenden Mandatsvertrag liegen sollte, 

gilt Ziff. 9.5 sinngemäss. 

9.7 Klientengelder 

Geldbeträge, welche die Anwältin/der Anwalt für die Klientin/den Klienten einzieht, 

werden auf einem Klientengelderkonto gehalten. Dabei handelt es sich um ein 

Sammelkonto für Gelder aller Klienten. Dieses wird jedoch von den übrigen Mitteln 

der Anwältin/des Anwalts getrennt verwaltet. Die Anwältin/der Anwalt informiert die 

Klientin/den Klienten von sich aus über entsprechende Zahlungseingänge. 

Klientengelder werden – sofern im Einzelfall nicht ausdrücklich vereinbart – nicht 

verzinst. Die Anwältin/der Anwalt ist verpflichtet, sie auf erstes Verlangen heraus-

zugeben. Sie/er darf sie aber mit Honorar- und Auslagenersatzansprüchen ver-

rechnen. 

10. Gerichtsstand und anwendbares Recht 

Auf das Vertragsverhältnis ist ausschliesslich schweizerisches Recht anwend-

bar. 

Die Klientin/der Klient anerkennt mit Unterzeichnung dieser Vereinbarung den 

Geschäftssitz der Anwältin/des Anwaltes in … als ausschliesslichen Gerichts-

stand, soweit nicht zwingendes Recht einen anderen Gerichtsstand vorsieht. 
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Unterschriften 

Sofern es sich bei der Klientin um eine juristische Person handelt, sichern 

die Unterzeichnenden hiermit zu, zeichnungsberechtigt zu sein. Sie werden 

die Anwältin/den Anwalt über ein allfälliges Erlöschen der Zeichnungsbe-

rechtigung unverzüglich informieren. 

 

Ort und Datum:  

................................................................................................................................... 

Die Anwältin/der Anwalt: 

................................................................................................................................... 

 

Ort und Datum:  

................................................................................................................................... 

Die Klientin/der Klient: 

................................................................................................................................... 

[Name und Funktion allfälliger vertretungsberechtigter Personen] 
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